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Konsequenzen aus der „Verordnung (EU) Nr. 965/2012 der Kommission vom 5. 
Oktober 2012 zur Festlegung technischer Vorschriften und von Verwaltungs-
verfahren in Bezug auf den Flugbetrieb gemäß der Verordnung Nr. 216/2008 
des Europäischen Parlaments und des Rates“ auf die Luftrettung in Schleswig-
Holstein“ 
 
Das Ministerium für Soziales, Gesundheit, Familie und Gleichstellung kommt hiermit 
der Bitte des Sozialausschusses des Schleswig-Holsteinischen Landtages nach, vor 
dem Hintergrund der Verordnung (EU) Nr. 965/2012 einen Bericht zur aktuellen Situ-
ation der Hubschrauberlandeplätze an den Krankenhäusern in Schleswig-Holstein 
vorzulegen.Hintergrund ist eine Veröffentlichung der Deutschen Krankenhausgesell-
schaft. Danach wird befürchtet, dass 60 bis 70% der deutschen Krankenhäuser auf 
die neuen Anforderungen der EU-Verordnung nicht eingestellt seien und dadurch 
50% der bisherigen Kapazitäten gefährdet sein könnten. 
 
 
Hintergrund der Verordnung (EU) Nr. 965/2012 
Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) hat folgende 
Hintergrundinformation zur Verfügung gestellt.  
 
Die europäische Verordnung (EU) Nr. 965/2012 ist ab dem 28.10.2014 für alle ge-
werblichen Luftfahrtunternehmen und auch Luftrettungsunternehmen verbindlich an-
zuwenden. Sie stellt u.a. bestimmte Anforderungen an den Betrieb von Hubschrau-
bern des „Helicopter Emergency Medical Service (HEMS)“, die sich wie folgt darstel-
len: 

• CAT.POL.H.100 b) 1.: Hubschrauber sind in Flugleistungsklasse 1 zu betrei-
ben, wenn sie zu/von Flugplätzen oder Einsatzorten betrieben werden, die 
sich in einem dicht besiedelten Gebiet mit schwierigen Umgebungsbedingun-
gen befinden, außer wenn sie zu/von einer Örtlichkeit von öffentlichem Inte-
resse (Public Interest Site, PIS) gemäß CAT.POL.H.225 betrieben werden. 

• CAT.POL.H.100 d): Sofern unter Buchstabe b nicht anders vorgeschrieben, 
sind Hubschrauber mit einer höchstzulässigen betrieblichen Fluggastsitzan-
zahl von neun oder weniger in Flugleistungsklasse 1, 2 oder 3 zu betreiben. 

• SPA.HEMS.125 a): Betrieb in Flugleistungsklasse 3 ist über einem Gebiet mit 
schwierigen Umgebungsbedingungen nicht erlaubt. 

• SPA.HEMS.125 b) 1.: Hubschrauber im Flugbetrieb an/von eine(r) Endanflug- 
und Startfläche (Final Approach and Take-off Area, FATO) an einem Kran-
kenhaus, das sich in einem dicht besiedelten Gebiet mit schwierigen Umge-
bungsbedingungen befindet und als HEMS-Betriebsstandort genutzt wird, sind 
gemäß Flugleistungsklasse 1 zu betreiben. 

• SPA.HEMS.125 b) 2.: Hubschrauber im Flugbetrieb an/von eine(r) FATO an 
einem Krankenhaus, das sich in einem dicht besiedelten Gebiet mit schwieri-
gen Umgebungsbedingungen befindet und nicht als HEMS-Betriebsstandort 
genutzt wird, sind gemäß Flugleistungsklasse 1 zu betreiben, es sei denn, der 
Betreiber ist im Besitz einer Genehmigung gemäß CAT.POL.H.225. 

 
Gemäß der Definition in Anhang 1 der Verordnung liegen schwierige Umgebungsbe-
dingungen u.a. dann vor, wenn eine sichere Notlandung nicht durchgeführt werden 
kann, weil dies die Oberfläche nicht zulässt. Folglich wäre auch Flugbetrieb in Flug-
leistungsklasse 2 und 3 grundsätzlich erlaubt, wenn in allen Flugphasen sichere Not-
landemöglichkeiten verfügbar sind. Unter CAT.POL.H.225 bietet die Verordnung al-
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lerdings eine Erleichterung, nach der an „Landestellen von öffentlichem Interesse“ 
(„Public Interest Sites - PIS“) bei Erfüllung bestimmter Bedingungen auch in Flugleis-
tungsklasse 2 gestartet und gelandet werden darf. 
 
 
Situation in Deutschland 
In Deutschland besteht für das Starten und Landen von Luftfahrzeugen grundsätzlich 
Flugplatzzwang. Flugplätze, darunter auch solche, die ausschließlich dem Starten 
und Landen von Hubschraubern dienen, müssen nach § 6 LuftVG genehmigt sein. 
Ausnahmen vom Flugplatzzwang sind in § 25 LuftVG geregelt. Im dortigen Absatz 2 
Nummer 2 wird dargelegt, dass eine Landung zur Abwehr von Gefahr für Leib und 
Leben und der anschließende Wiederstart auch außerhalb von genehmigten Flug-
plätzen erfolgen dürfen. Diese Erlaubnis richtet sich ausschließlich an den Führer 
des Luftfahrzeugs und stellt eine Ausnahmeregelung für einen konkreten Einzelfall 
dar. 
 
Die meisten der Landemöglichkeiten an Krankenhäusern in Deutschland werden 
heute als „Außenlandestellen“ auf Basis dieser Ausnahmeregelungen genutzt. Sie 
verfügen in aller Regel nicht über die notwendigen Genehmigungen als Flugplatz 
sowie die baulichen Voraussetzungen für den regelmäßigen Betrieb von Rettungs-
hubschraubern (z.B. Hindernisfreiheit, Markierungen, Befeuerungen, Brandschutz). 
Sie befinden sich auch üblicherweise nicht unter behördlicher Aufsicht. Dieser Miss-
brauch der Ausnahmeregelung und das damit verbundene Sicherheitsdefizit wurden 
von behördlicher Seite seit Jahren nur deswegen geduldet, weil Rettungseinsätze 
nicht grundsätzlich verhindert werden dürfen und sollen.  
 
Wegen der Verbindlichkeit der europäischen Verordnung befürchten die Kranken-
häuser und Ärzte jetzt einen erheblichen finanziellen Aufwand zur Schaffung der 
notwendigen Sicherheitsinfrastruktur oder eine Schließung der Landestellen, wenn 
die Vorgaben der EU-Verordnung nicht eingehalten werden können. Um dies zu ver-
hindern, erarbeitet das BMVI derzeit einen Referentenentwurf zur Ergänzung des § 
25 LuftVG, um die Außenlandestellen, die heute unter Berufung auf § 25 Absatz 2 
Nummer 2 LuftVG genutzt werden, auf die tragfähige Grundlage von CAT.POL.H.225 
zu stellen. 
 
 
Voraussetzungen für die Erteilung einer Erlaubnis nach CAT.POL.H.225 
Nach derzeitigem Kenntnisstand sind u.a. folgende Parameter  zur Erteilung einer 
Erlaubnis zur Nutzung einer PIS zu erfüllen: 

• Die Landestelle muss vor dem 01.07.2002 vorhanden bzw. genutzt worden 
sein. 

• PIS dürfen nur am Tage angeflogen werden, es sei denn, dass Luftfahrtunter-
nehmen besitzt die Erlaubnis für Nachtsichtgeräte (NVIS) und nutzt diese. 

• PIS müssen sich auf einem Gelände am Boden befinden; Dachlandestellen 
sind ausgeschlossen. 

• Jeder PIS, die angeflogen werden soll, muss vom Luftfahrtunternehmen er-
fasst und ortsspezifische Verfahren entwickelt werden. 

• Die Mindestgröße der Landefläche beträgt 15 m x 15 m zzgl. Sicherheitsfrei-
fläche (Gesamt 26 m x 26 m) und muss markiert sein. 
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• Das LBA wird den Luftfahrtunternehmen eine „allgemeine“ Erlaubnis zur Nut-
zung aller PIS erteilen und einzelne Landestellen per Stichprobe prüfen. 

• Die Möglichkeit zur Aufsicht der Landestelle durch die Landesluftfahrtbehörde 
auf Grundlage von § 29 LufVG bleibt unbenommen. 

 
Entgegen der Darstellung der Krankenhausgesellschaften wird im Gesetz keine 
Flugbewegungsgrenze festgelegt. Ebenso wenig wird die Erlaubnis befristet. Es wird 
jedoch vom Luftfahrtbundesamt (LBA) ein Monitoring der Flugbewegungen stattfin-
den. Sollten die Bewegungen ein bestimmtes Maß überschreiten, muss das Kran-
kenhaus nicht zwangsläufig einen genehmigten Landeplatz errichten. Vielmehr kön-
nen durch das LBA weichere Maßnahmen, beispielsweise  eine Bewegungslimitie-
rung, auferlegt werden.  
 
 
Bewertung durch das BMVI und weitere Vorgehensweise 
Die Verordnung (EU) Nr. 965/2012 verpflichtet zur Änderung der bisherigen Verfah-
ren der Nutzung von Landestellen an Krankenhäusern Ein Nichtbefolgen würde ei-
nerseits ein Vertragsverletzungsverfahren, andererseits aber auch die Übernahme 
der Verantwortung für Flugunfälle an diesen Landestellen nach sich ziehen.  
 
Landestellen an Krankenhäusern sind elementarer Bestandteil des zivilen Luftret-
tungssystems. Eine Untersagung derartiger Einrichtungen ist weder unter operativen, 
monetären noch unter gesellschaftspolitischen Gesichtspunkten erstrebenswert oder 
zielführend. Vielmehr müssen die sicherheitsrelevanten Aspekte und die gesund-
heits- und gesellschaftspolitischen Interessen in einen sachgerechten Ausgleich ge-
bracht werden. Die Einhaltung der Vorschriften der Verordnung (EU) Nr. 965/2012 
bildet dabei das Fundament für einen sicheren Flugbetrieb. 
 
Ziel ist es, künftig an Krankenhäusern - abgesehen von den Möglichkeiten des § 25 
Absatz 1 LuftVG - entweder einen nach § 6 LuftVG genehmigten Flugplatz oder eine 
PIS vorzuhalten. Unbenommen von der Möglichkeit, auf Basis von § 25 Absatz 2 
Nummer 2 LuftVG starten und landen zu dürfen, sind Landestellen (bauliche Einrich-
tungen) auf dieser Grundlage nicht mehr vorgesehen. 
 
 
Viele Landestellen können ohne großen Aufwand in „Landestellen von öffentlichem 
Interesse“ umgewandelt werden, z.B. durch kartografische Erfassung der Stelle mit 
An- und Abflugrouten, Kennzeichnung der Stelle, Bereitstellung von Feuerlöschern 
und Hindernisbeseitigung. Gegenüber einem genehmigten Hubschrauberflugplatz ist 
der finanzielle Aufwand als gering zu bewerten. Die Luftfahrtunternehmen erstellen 
bereits die Liste möglicher Landestellen von öffentlichem Interesse und erarbeiten 
die entsprechenden Unterlagen. 
 
Die vom BMVI gewählte Vorgehensweise erlaubt es, den größten Teil der Außenlan-
destellen zu erhalten. Erstmals werden derartige Landemöglichkeiten auf eine recht-
lich tragfähige Basis gestellt. Mit vertretbarem Aufwand wird die Sicherheit des Flug-
betriebs an den Außenlandestellen wesentlich verbessert und die Verantwortung 
nicht mehr ausschließlich dem Piloten übertragen. Zudem ermöglicht die Erfassung 
der Landestellen erstmals auch deren Überwachung. Nach Auffassung des BMVI ist 
die Umsetzung der Verordnung (EU) Nr. 965/2012 in der vorgesehenen Form alter-
nativlos. 
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Unabhängig davon gilt: 
Jedes Krankenhaus kann auch weiterhin in einer unmittelbaren Notlage eines Patien-
ten zu jeder Zeit angeflogen werden, wenn der Pilot dies als machbar und sicher ein-
schätzt (§ 25 Absatz 2 Nummer 2 LuftVG). Diese Maßgabe wird durch die Verord-
nung (EU) Nr. 965/2012 nicht eingeschränkt. 
 
 
Situation in Schleswig-Holstein 
Das MSGFG hat im Zeitraum vom 24.07.2014 bis 15.08.2014 eine schriftliche Abfra-
ge bei den in Frage kommenden Krankenhäusern im Land durchgeführt. Im Fokus 
stand dabei die Frage, in welchem Ausmaß die Krankenhäuser von den aktuellen 
Richtlinien betroffen sein könnten. Befragt wurden 22 Krankenhäuser der Maximal- 
Schwerpunkt sowie Grund- und Regelversorgung.  
 
Die Ergebnisse sind in der  Tabelle in der Anlage dargestellt und lassen sich wie folgt 
zusammenfassen: 
 
Es verfügen neun Krankenhäuser über einen Hubschrauberlandeplatz nach § 6 
LuftVG. Davon erfüllen bereits sechs Hubschrauberlandeplätze die Bedingungen der 
EU Verordnung Nr. 965/2012, für zwei weitere Hubschrauberlandeplätze wird zurzeit 
ein Gutachten erstellt. Voraussichtlich wird hier ein Umbau entsprechend der EU 
Verordnung mit geringem Aufwand möglich sein. 
 
Problematisch ist die Situation am Klinikum Husum. Ein Umbau des vorhandenen 
Hubschrauberlandeplatz ist nicht möglich. Um die Bedingungen der EU Verordnung 
zu erfüllen, ist ein Neubau des Hubschrauberlandeplatzes erforderlich. 
 
Die verbleibenden 13 Krankenhäuser verfügen überwiegend über eine Außenlande-
stelle nach § 25 Abs. 2 LuftVG, welche mit geringen Mitteln als Landestelle von öf-
fentlichen Interesse (PIS) ausgebaut werden können. 
 
Insgesamt gesehen stellt sich die aktuelle Situation in Schleswig-Holstein auf der 
Basis der aktuellen Umfrageergebnisse – bis auf die Ausnahme des Klinikums 
Husum - als eher unproblematisch dar.  
 
Die Umfrageergebnisse zeigen, dass nach derzeitigem Erkenntnisstand nur an weni-
gen Krankenhäusern Umbaumaßnahmen an Hubschrauberlandeplätzen und Außen-
landestellen erforderlich sind. 
 
 
Fazit 
Ausweislich dieses Ergebnisses der Umfrage bei den Krankenhäusern ist keine 
maßgebliche Beeinträchtigung des Rettungswesens in Schleswig-Holstein zu erwar-
ten.  
 
Dabei ist zu berücksichtigen, dass nach Auskunft aus dem Bundesministerium für 
Verkehr und digitale Infrastruktur jedes Krankenhaus auch weiterhin auf der Grund-
lage des § 25 Absatz 1 des Luftverkehrsgesetzes in einer unmittelbaren Notlage ei-
ner Patientin oder eines Patienten angeflogen werden kann, wenn der Pilot dies als 
machbar und sicher einschätzt. 
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